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Die Nationalbank
treibt die Schweiz
in eine Inflation
Die Schweizerische Nationalbank drängt Firmen
und Konsumenten in die Teuerung hinein,
wenn sie nicht rasch den Franken steigen lässt.
Gastkommentar von Beat Kappeler

Der Frankenkurs ist um über fünf Prozent gefallen,
seit im Frühjahr 2015 die Nationalbank (SNB) die
Kursgrenze gegenüber dem Euro aufgehoben hat.
Die Schweizer Wirtschaft wird daher die rekord-
hohen Inflationsraten aus dem Dollar- und dem
Euro-Raum importieren. Die Preise dort für Öl,
Nahrungsmittel, Halbfabrikate, Frachten stiegen
enorm an, unsere Importpreise bald ebenso, und
nur schon die Auslandsreisen sollen für Schweizer
nun zwanzig Prozent aufschlagen, wie Vertreter der
Reisebranche sagen. Die Nationalbank hat geschla-
fen und dabei auch das ganze Land eingeschläfert.
Sie hat alle Interessen im Lande bedient, wie es die
Notenbanken des Dollars und des Euro jahrelang
taten – und jetzt beherrschen sie das Preisgesche-
hen nicht mehr.

Vom realen Wechselkurs von 118 Punkten im
Mai 2015 hat sich der Franken gegenüber unsern
Handelspartnern auf 112 Punkte abgeschwächt.
Damit dies so bleibt, drückt die Nationalbank die
Zinsen – sogar künstlich – unter null. Vor allem
hat sie seit 2015 über 300 Milliarden Franken Dol-
lar und Euro aufgekauft. Weil damit alle gut be-
dient sind, gibt es keinen Lärm. Bedient sind die
Exporteure. Erfreut sind alle Schuldner, die Haus-
besitzer mit den international rekordhohen Hypo-
thekarschulden, die Firmen, die Bau- und Immo-
bilienbranche. Es wird gebaut, als ob es kein Mor-
gen gäbe, Landschaft hin, Ortsbild her. Als Folge
herrscht überall Vollbeschäftigung. Auch die Mie-
ter geniessen die Ruhe im Geldmarkt. Die Wert-
papierhausse hat den Deckungsgrad der Pensions-
kassen stark erhöht, auch sie sind zufrieden, trotz
den Negativzinsen auf ihren Barbeständen.

Die Schweiz, eine Insel der selig Verdienenden.
Sie erinnert fatal an den Boom vor 1971, als die
Nationalbank den Franken nicht zugleich mit der
D-Mark aufwertete, der Franken jahrelang zu tief
war, was im Crash endete. Man muss deshalb nüch-
tern auf das blicken, was unter der ruhiggestellten
Oberfläche an kleinen, dann grossen Verzerrungen
aufläuft. Die Nationalbank treibt jetzt Firmen, Kon-
sumenten in eine klare Inflation hinein, wenn sie
nicht rasch den Franken nach oben steigen lässt.
Wenn sie dann die Bremsen abrupt ziehen muss,
stürzt sie Schuldner, Hausbesitzer, Firmen, den Bau
in panische Krisen, wie sie es 1989 getan hatte.

Eine folgenreiche Verzerrung erleidet das Pen-
sionskassensystem – die Nullzinspolitik beraubt es
der Obligationenzinsen auf Altersguthaben, wes-
halb die Kassen den Jungen jährlich über vier Mil-
liarden ihrer Einzahlungen wegbuchen und an die
Älteren umverteilen. Damit wird es zu einem Um-
verteilungssystem wie die AHV auch, eine nie be-
schlossene Abart. Diese und alle anderen Refor-
men stocken, nichts drängt. Das Wohnen ist viel
zu billig, aus ökologischer Sicht. Nach weniger als
einer Generation beansprucht nun jeder Einwoh-
ner, nicht nur jeder Haushalt, ein Zimmer mehr.
Der Fussabdruck ist luxuriös geworden. Der ange-
spannte Arbeitsmarkt führte zu einer enormen Ein-
wanderung, die Beschäftigtenzahl stieg auf Rekord-
höhen. Doch pro Kopf wurde das Land nicht pro-
duktiver, eine fast reine Mengenexpansion. Die
neuen Einzahler haben die Krise der AHV ver-
schoben, aber eines Tages wollen sie auch Rente.
Schliesslich hat die Nationalbank die weltweite

Wertpapierhausse und Vermögenskonzentration
mit betrieben, weil sie die Dollar und Euro in Wert-
papiere steckte – alle im Ausland gekauft und ein-
gelagert. Sie hätte das alles flüssig auf der Bank
für Internationalen Zahlungsausgleich einlegen
können, wie mir bestätigt wurde. Damit wären die
nächsten Verzerrungen nicht angebahnt – nämlich
die Rufe der Politiker, diesen Riesenfonds als Sou-
veränitätsfonds zu führen oder der AHV zuzulei-
ten oder einer «grünen» Politik, oder allgemein den
Staat zu finanzieren. Mit alldem droht die Noten-
bank die Ordnungspolitik dauerhaft zu beschädi-
gen. Sie wehrte sich bisher gegen solche Ansinnen,
sie brauche die Reserven für Interventionen. Na
dann, was sie kaufte, soll sie jetzt verkaufen.

Die Sperre der russischen Zentralbankreserven
durch den Westen zeigt, dass die im Ausland liegen-
den Notenbankreserven ganz kommune Bankein-
lagen und -depots sind und nicht in Kellern lagern.
Ein wieder einmal ruppigerer US-Präsident könnte
die Schweiz derWährungsmanipulation bezichtigen
oder eine Hilfe an die Ukraine in der Höhe von zig
Milliarden einfordern, unter Drohung gegen unsere
Reserven. Vorderhand Theorie, aber die SNB hat
sich massiven Risiken derWährungskurse,derWert-
papierkurse und der Geopolitik ausgesetzt.

Der SNB-Präsident Jordan bestritt, dass die
Nationalbank eine Geisel der anderen Noten-
banken sei. Doch das ist sie, wenn sie die Fallstri-
cke des «goldenen Dreiecks» der Geldpolitik ver-
nachlässigt. Man kann nur zwei von drei Zielen
erreichen: eine eigene Geldmengen- und Zins-
gestaltung, ein Kursziel der Währung oder freien
Kapitalverkehr. Letztgenanntes will niemand auf-
geben, also soll sich die SNB nicht in ein unrealis-
tisches Niveau des Frankenkurses verbeissen. Der
Philosoph Denis de Rougement meinte einst, «die
Schweizer stehen früh auf, erwachen aber spät»; so
auch die Nationalbank.

Beat Kappeler ist Ökonom und Buchautor. Zuletzt ist er-
schienen: «Der Superstaat. Von Bürokratie und Partei-
zentralen und wie man den schlanken Staat zurückgewinnt»
(NZZ Libro, 2020).

Kinder sind keine
kleinen Erwachsenen
Die Behandlungsqualität in den Schweizer Kinderspitälern
und Kinderkliniken droht zu erodieren. Das ist vor allem
für Patienten mit seltenen und chronischen Krankheiten fatal.
Gastkommentar von Malte Frenzel

An den steigenden Gesundheitskosten erhitzen
sich regelmässig die Gemüter. Momentan beschäf-
tigt sich das Parlament mit zwei Kosteneindäm-
mungspaketen. Bundesrat Alain Berset will so die
Entwicklung der Krankenversicherungsprämien
unter Kontrolle halten. Gegen Kostenbewusstsein
kann niemand etwas einwenden. In der Kinder-
und Jugendmedizin ist dieses Bewusstsein tief ver-
ankert. Die medizinische Versorgung der 20 Pro-
zent Kinder und Jugendlichen verursacht trotz be-
treuungsintensiven und teilweise hochkomplexen
Behandlungen nur gut 7 Prozent der Kosten. Das
inhärente Kostenbewusstsein bewahrt Kinderspitä-
ler aber nicht vor den anhaltenden Spareingriffen,
die in der Regel undifferenziert erfolgen.

Im Kern zielen diese Eingriffe nicht auf die Kin-
der- und Jugendmedizin, treffen diese aber umso
härter. Das gilt besonders für die Kinderspitäler,
die sowohl in der stationären wie auch in der ambu-
lanten Versorgung das Rückgrat der spezialisierten
und hochspezialisierten Kinder- und Jugendmedi-
zin in der Schweiz bilden.

Nachdem die systematische Untertarifierung
durch die Einführung der neuen stationären Tarif-
struktur SwissDRG 2012 in den letzten Jahren mehr
oder weniger hatte korrigiert werden können, ver-
schlechterte sich die finanzielle Situation im ambu-
lanten Bereich durch die beiden Tarifeingriffe des
Bundesrates von 2014 und 2018 dramatisch.

Den eigenständigen und universitären Kinder-
spitälern (Basel, Bern, Genf, Lausanne, St. Gallen
und Zürich), die pro Jahr mehr als 600 000 ambu-
lante Konsultationen leisten, entsteht heute jedes
Jahr eine Deckungslücke von 60 Millionen Fran-
ken. 70 Prozent der Unterfinanzierung lässt sich auf
vier Faktoren zurückführen: die Behandlung sel-
tener Krankheiten, Notfallkonsultationen, ambu-
lante Eingriffe und Limitationen, also die zeitliche
Beschränkung von Leistungen wie etwa Konsulta-
tionen. Die Lage der Kinderspitäler ist derart an-

gespannt, dass das Parlament den Bundesrat vor
gut zwei Jahren mit Korrekturmassnahmen für eine
«kostendeckende Finanzierung der Kinderspitäler
bei effizient erbrachten Leistungen» beauftragte.
Konkret: Um die ambulante Versorgung durch die
Kinderspitäler kostendeckend zu vergüten, müss-
ten ihre Leistungen in den Tarifstrukturen sach-
gerecht abgebildet werden.

Sachgerechtigkeit läuft letztlich darauf hinaus,
dass die Kinder nicht nur im medizinischen All-
tag, sondern auch in tariflichen Fragen nicht wie
kleine Erwachsene behandelt werden dürfen, viel-
mehr entsprechend ihren biologisch-medizini-
schen Charakteristika. Ob das der Bundesrat bei
der Lösung des Problems berücksichtigt, zu dem

er ja selber massiv beigetragen hat, bleibt abzu-
warten. Immerhin scheint der Wille vorhanden zu
sein, hatte er doch einen parlamentarischen Vor-
stoss zur Annahme empfohlen. Man darf gespannt
sein, welche Taten der Bundesrat seinen Worten
folgen lässt.

Eine Möglichkeit, welche die akute Deckungs-
lücke der Kinderspitäler auf einen Schlag deut-
lich reduzieren, aber noch nicht nachhaltig lösen
würde, wäre die neu entwickelte Tarifstruktur Tar-
doc, die beim Bundesrat zur Genehmigung liegt.
Die Ablösung des veralteten Tarmed-Systems wäre
ein erster Schritt in die richtige Richtung. Damit zu
warten, bis auch ambulante Pauschalen in einem
genügenden Reifegrad vorliegen, ist nicht nötig.

Man kann das eine tun und das andere nicht las-
sen. Gegen ambulante Pauschalen ist auch aus Sicht
der Kinderspitäler nichts einzuwenden, solange fol-
gende Punkte beachtet werden: Die Krankheits-
bilder in den ersten 18 Lebensjahren weisen ein
sehr breites Spektrum mit unterschiedlichem Be-
handlungsbedarf auf – innerhalb einer Altersstufe,
aber auch über alle Altersstufen hinweg. Im Ver-
gleich zur Erwachsenenmedizin entsteht auch bei
den Sprechstundenleistungen ein enormer Mehr-
aufwand, weil bei Kindern immer auch das soziale
Umfeld einbezogen werden muss.

Die erwähnten Punkte erschweren die Entwick-
lung von sachgerechten Pauschalen. In einem Ein-
zelleistungstarif lassen sich diese Aspekte besser re-
geln. Dennoch: Ob Pauschal- oder Einzeltarif, ob
ambulant oder stationär – zentral in allen Über-
legungen in der Tarifgestaltung sollte die Ein-
sicht greifen, dass Kinder keine kleinen Erwach-
senen sind und auch tarifarisch nicht über einen
Leisten geschlagen werden können. Ohne Gegen-
steuer droht die Behandlungsqualität in den Kin-
derspitälern und Kinderkliniken zu erodieren. Das
ist vor allem für Kinder und Jugendliche mit sel-
tenen und chronischen Krankheiten fatal. Anders
als in der Erwachsenenmedizin arbeiten die spe-
zialisierten Kinderärzte zum grössten Teil in den
Kinderspitälern und -kliniken der höchsten und der
zweithöchsten Versorgungsstufe.

Eine Erosion der Versorgungsqualität in den
führenden Häusern schlägt auch negativ auf ihre
Qualität als Aus- und Weiterbildungsstätten für
Kinderärzte durch, die nach ihrer Assistenzzeit in
die Praxis wechseln und fortan eine zentrale Rolle
in der Grundversorgung übernehmen.

Malte Frenzel ist Geschäftsführer der Allianz Kinderspitä-
ler der Schweiz (AllKidS) und arbeitet zudem als Kinderkar-
diologe am Universitätskinderspital beider Basel.
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